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Herbstkonferenz 

11. und 12. November 2021 

Beschluss 

TOP I. 10 Flexibilisierung von Geschäftsverteilung und Richterein-

satz 

 

Berichterstattung:  Rheinland-Pfalz 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass 

den in richterlicher Unabhängigkeit handelnden Gerichtspräsidien ge-

setzlich in § 21e GVG die Befugnis gegeben werden sollte, unter Wah-

rung des Gebots des gesetzlichen Richters auf Entwicklungen in der 

Geschäftsbelastung der Spruchkörper flexibler reagieren zu können. 

Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich dafür aus, den 

Präsidien die Möglichkeit zu eröffnen, nicht nur zu Beginn eines Ge-

schäftsjahres, sondern auch zum 1. Juli eines Jahres Anpassungen in 

der Geschäftsverteilung vorzunehmen (sog. „optionales Halbjährlich-

keitsprinzip“).  

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister sehen es als hilfreich an, die 

Vorgaben des § 29 Absatz 1 DRiG für weitere Fälle behutsam dahin-

gehend zu öffnen, dass zwei abgeordnete Richterinnen bzw. Richter 

auf Lebenszeit oder eine abgeordnete Richterin bzw. ein abgeordneter 

Richter auf Lebenszeit und alternativ entweder eine Richterin bzw. ein 

Richter auf Probe oder eine Richterin bzw. ein Richter kraft Auftrags bei 

einer gerichtlichen Entscheidung mitwirken können, wenn die Abord-

nung nicht der Erprobung dient.  
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3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten deshalb die Bundes-

ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, entsprechende Rege-

lungsvorschläge insbesondere auch im Lichte der verfassungsrechtli-

chen Fragestellungen zu prüfen. 


